
Beschluss  

 

des Gemeinsamen Bundesausschusses  
über eine Änderung des 1. Kapitels der 
Verfahrensordnung (VerfO): 
Kriterien zur Bestimmung der 
wissenschaftlichen Fachgesellschaften nach 
1. Kapitel § 9 Absatz 6 VerfO 
 
Vom 23. Januar 2014 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 23. Januar 2014 beschlossen, 
das 1. Kapitel der Verfahrensordnung (VerfO) in der Fassung vom 18. Dezember 2008 
(BAnz. Nr. 84a vom 10. Juni 2009), zuletzt geändert am T. Monat JJJJ BAnz AT TT.MM.JJJJ 
V [Veröffentlichungsnummer manuell hinzufügen], wie folgt zu ändern: 
 
I. In § 9 Absatz 6 Satz 2 wird nach den Wörtern „Lehre weiterzugeben“ der folgende Teilsatz 
angefügt: „; für die Anerkennung als stellungnahmeberechtigte wissenschaftliche 
Fachgesellschaft sind die Kriterien nach Anlage III zu erfüllen“. 
 
II. Nach Anlage II zu 1. Kapitel Verfahrensordnung wird folgende Anlage III angefügt: 
 
„Anlage III 
 
Kriterien zur Bestimmung der stellungnahmeberechtigten wissenschaftlichen 
Fachgesellschaften 
 

1. Die Satzung der Gesellschaft muss die primär wissenschaftliche Zielsetzung explizit 
abbilden. 
  

2. Die Zielsetzung der wissenschaftlichen Arbeit der Gesellschaft hat sich auf Themen 
der Medizin und damit in Zusammenhang stehenden wissenschaftlichen 
Fragestellungen zu beziehen.  
 

3. Es muss entweder eine mindestens dreijährige wissenschaftliche Aktivität 
dokumentiert sein,  
 

• durch Vorlage von Belegen (Programm) über die regelmäßige Durchführung 
von überregionalen medizinisch-wissenschaftlichen Fachtagungen und 
 

• durch Vorlage von Belegen für die (Mit-) Herausgabe einer wissenschaftlichen 
Zeitschrift, in der pro Ausgabe überwiegend Erkenntnisse zu medizinischen 
Fragestellungen veröffentlicht werden, 

 
oder es muss die kontinuierliche, nicht mehr als sechs Jahre zurückliegende 
Mitwirkung an der Erstellung mindestens einer Leitlinie, deren Kernaussagen eine 
systematische Aufarbeitung der wissenschaftlichen Erkenntnisse gemäß der Kriterien 
der evidenzbasierten Medizin zu Grunde liegt, belegt werden. 
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4. Die Mitgliedschaft hat mehrheitlich aus klinisch tätigen 

Ärzten/Psychotherapeuten/Zahnärzten oder aus auf dem Gebiet der Medizin 
wissenschaftlich tätigen Hochschulabsolventen zu bestehen. Gesellschaften 
(insbesondere Dachverbände), die keine eigenen natürlichen Personen als aktive 
Mitglieder haben, können nicht anerkannt werden. 
 

5. Ausgepräge Interessenvertretung oder eine vorwiegend berufspolitische Ausrichtung 
(zum Beispiel als Berufsverband) schließt die Anerkennung aus.“ 
 

III. Der Beschluss tritt am Tag nach der Genehmigung des Bundesministerium für 
Gesundheit in Kraft. 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des 
Gemeinsamen Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht. 

 

Berlin, den 23. Januar 2014 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hecken 
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